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Wir danken Ihnen für 
ihre Leistungen 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
lieber Helmut Kohl, 
w'r möchten Ihnen im Namen der CDU ganz herzlich 
*u Ihrem 70. Geburtstag gratulieren. Wir wünschen 
Ihnen Gesundheit, Wohlergehen, Schaffenskraft und 
gute Stunden mit Ihrer Familie und Ihren Freunden. 

pn 70. Geburtstag ist mit Sicherheit ein Moment des 
'nnehaltens, an dem man auf Geschafftes und auch 
auf nicht Erledigtes im eigenen Leben zurückblickt, 
angesichts der Diskussionen in den vergangenen Mo- 
naten über die Fehler im Finanzverhalten der CDU 

Helmut Kohl zum 
70. Geburtstag 

achten wir Ihnen nunmehr auf diesem Wege unsere 
§uten Wünsche übermitteln. Wir glauben, dass die 

^U, die seit Jahrzehnten Ihre politische Heimat ist, 
jjjtt ihrer zukünftigen Glaubwürdigkeit willen diese 

lskussionen führen musste, auch wenn sie nicht oh- 
e Persönliche Verletzungen erfolgt sind. 

nbeschadet dieser Entwicklung blicken wir an 
nrem Ehrentag auf ein erfülltes und überaus erfolg- 

^eiches Leben in und für die CDU und für die Bun- 
esrepublik Deutschland zurück. Wir danken Ihnen 

.Ur Ihre Leistungen als Vorsitzender der CDU Deutsch- 
es in 25 Jahren und als Bundeskanzler für die 

Fortsetzung auf Seite 2 
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Schröder-Regierung von ihren 
Versprechen meilenweit entfernt 

Anlässlich der Vorstellung der Ar- 
beitsmarktdaten des Monats März 
erklärte Generalsekretärin Angela 
Merkel: 

Trotz des Rückgangs der Arbeitslosen- 
zahlen im März kann von einem 
Durchbruch auf dem Arbeitsmarkt kei- 
ne Rede sein. Die unverändert hohe 
Arbeitslosigkeit im Osten ist be- 
drückend. Von ihrem Versprechen, die 
Arbeitslosigkeit unter drei Millionen 
zu senken, ist die Schröder-Regierung 
meilenweit entfernt. 

Der aktuelle Rückgang ist nicht die 
Folge einer zukunftsgerichteten Fi- 
nanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
sondern des Anziehens der Weltwirt- 
schaft. Die konjunkturelle Entwick- 
lung sollte nicht darüber hinweg täu- 
schen, dass die Schröder-Regierung 
bis heute keine sinnvollen Antworten 
auf die strukturellen Probleme am Ar- 
beitsmarkt hat. Das blanke Chaos der 

Schröder-Regierung im vergangenen 
Jahr hat zu einem wirtschaftlichen 
Einbruch und einer Halbierung des 
Wirtschaftswachstums geführt. Jetzt 
versucht die Schröder-Regierung mit 
wohlfeilen Versprechungen - Beispiel 
Steuerpolitik - und Schaueffekten - 
Beispiel Green Card - Erwartungen zu 
wecken, die sie nachher nicht erfüllt. 

Die Schröder-Regierung hat kein Kon- 
zept, das verlässliche und wegweisen- 
de Antworten auf die Herausforderun- 
gen der Globalisierung gibt. Die Steu- 
erpläne benachteiligen den Mittel- 
stand. Der Green-Card-Vorschlag löst 
den Fachkräftemangel nicht, statt des- 
sen droht wie bereits mit der Neurege- 
lung der 630-DM-Jobs und der soge- 
nannten Scheinselbständigkeitsrege- 
lung erneut mehr Bürokratie. Fehlan- 
zeige auch in der Bildungspolitik. 
Statt mehr Geld für Bildung zu inve- 
stieren, wurde im Bildungshaushalt 
2000 der Rotstift angesetzt. 

Fortsetzung von Seite 1 
Bundesrepublik Deutschland von 1982 bis 
1998. Es waren gute und wichtige Jahre 
für die Menschen in unserem Land und für 
die Mitglieder unserer Partei. Sie haben 
an verschiedenen Punkten Pflöcke der Ge- 
schichte eingeschlagen, wenn wir nur an 
die klare Haltung in der Frage der NATO- 
Nachrüstung, die mutige Gestaltung der 
Deutschen Einheit und die Weiterentwick- 
lung der Europäischen Einigung denken. 
Die Mitglieder der CDU konnten auf Ihre 
Führungsstärke bauen, genauso wie auch 
Sie Unterstützung von vielen erhalten ha- 
ben. In diesem Sinne haben Sie einen Teil 
deutscher Geschichte mitgeschrieben, und 

wir schließen uns den Worten von Lord 
George Weidenfeld an: Ihr Werk bleibt 
historisch überragend. Dafür danken wir 
Ihnen. 

Wir wünschen Ihnen für die Zukunft ein 
erfülltes persönliches Leben und trotz 
aller Widrigkeiten einen ausgefüllten Ge- 
burtstag. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Schäuble Angela Merkel 
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Nordrhein-Westfalen braucht 
eine bessere Bildungspolitik 

^ls „fast erbärmlich" hat Minister- 
Präsident Clement selber noch am 5. 
Februar die Ausstattung nordrhein- 
^estfälischer Schulen mit Computern 
bezeichnet. Ausstattungsgrad: weniger 
a's 50 Prozent. 

Im Vergleich dazu Baden-Württemberg: 
'00 Prozent, also alle Schulen des Landes; 
°ayern: 87 Prozent. 
^ie Lage in Nordrhein-Westfalen wird zu- 
sätzlich verschärft durch 

* krasse Unterversorgung an informati- 
0r>stechnisch ausgebildeten Lehrern, 

~ Weitgehende AbWahlmöglichkeiten von 
fächern wie Mathematik, Physik, Biolo- 
ge und Chemie, 

* Vernachlässigung des Schulfachs Infor- 
matik. 

^öllig zu Recht kritisiert deshalb IG 
Metall-Chef Zwickel: Mit der GreenCard 
^ird der Versuch unternommen, „eigene 
versäumnisse mit einer kurzsichtigen Lö- 
SUng zu kaschieren". 

^öllig zu Recht fordert deshalb ÖTV- 
J-hef Mai: Vorrangig ist die Verbesserung 
er Ausbildung notwenig. 

J:er Spitzenkandidat der nordrhein-west- 
räl'schen CDU für die Landtagswahl am 
4- Mai hat als Bundesbildungsminister 
Ie Weichen für den Einstieg in das Multi- 

media- und Internet-Zeitzalter rechtzeitig 
gestellt; 

j. Gegen den Widerstand von rot-grünen 
Vu'tusministern hat Jürgen Rüttgers die 

Aktion „Schulen ans Netz" ins Leben ge- 
rufen. Damals waren 5 Prozent unserer 
Schulen am Netz, heute sind es weit über 
30 Prozent. 

# Mit dem Multimediagesetz hat er siche- 
re Rechtsgrundlagen für das Internet ge- 
schaffen, als die rot-grünen Länder noch 
Rundfunkgebühren für die PCs erheben 
wollten. 

# 34 neue Berufe, davon fünf im IT-Be- 
reich, haben die Ausbildungsmöglichkei- 

Jürgen Rüttgers hat als 
Bundesbildungsminister die 
Weichen für den Einstieg in 

das Multimedia- und Internet- 
Zeitalter gestellt. 

ten vergrößert. Heute sind 14.000 junge 
Menschen in Ausbildung. 

• Mit dem Ausbau des deutschen For- 
schungsnetzes zu einem Hochgeschwin- 
digkeitsnetz sind alle Hochschulen ver- 
netzt worden. 

# Die Verhandlungen mit der Telekom 
über die Absenkung der Gebühren für un- 
sere Schulen wurden begonnen. 

• Programme für die Entwicklung von 
Lernsoftware wurden aufgelegt. 

• Bei jungen Leuten hat Rüttgers mit dem 
„Gründerwettbewerb Multimedia" Unter- 
nehmergeist in den neuen Branchen ge- 
weckt. 1.400 potenzielle Existenzgründer 
haben sich beteiligt. • 

*n Deutschland gibt es 56.000 arbeitslose Ingenieure und 37.000 arbeitslose EDV- 
SPezialisten. Warum nicht auch die 15.000 Arbeitnehmer, die aufgrund der Fusion 

J[?n Deutscher und Dresdner Bank arbeitslos werden, nachqualifizieren? 
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Den „Rohstoff Geist" durch 
Intensivierung von Ausbildung 

und Fortbildung decken 
Die Innenminister und -Senatoren der 
CDU/CSU sowie der für innenpolitische 
Fragen zuständige stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag sind am 2. April 
zu einem Gedankenaustausch über Zu- 
wanderungspolitik zusammengetroffen. 
Ergebnis sind die folgenden ausländer- 
politischen Thesen: 

Deutschland ist aufgrund seiner hohen 
sozialen Standards seit Jahren bevorzug- 
tes Ziel von Zuwanderern aus der ganzen 
Welt. Mit einem Ausländeranteil von 9 
Prozent der Bevölkerung nimmt es inzwi- 
schen in Europa einen Spitzenplatz ein. 
Wenn wir die Identität unseres Landes und 
die Integrationschancen der rechtmäßig 
bei uns lebenden Ausländer nicht aufs 
Spiel setzen wollen, gibt es zu einer Be- 
grenzung der Zuwanderung aus Nicht-EU- 
Staaten keine Alternative. 

Deutschland besitzt ein weltweit bei- 
spielhaftes Netz an Ausbildungseinrich- 
tungen und ein vorbildliches System der 
beruflichen Bildung. Mit dem bei uns ver- 
fügbaren „Rohstoff Geist" muss in über- 
schaubarer Zeit durch Intensivierung der 
Aus- und Fortbildung sowie durch Qualifi- 
zierung ein etwa bestehender Bedarf an 
qualifizierten Arbeitskräften, auch in der 
Informationstechnologie, gedeckt werden. 
Ein weiterer Weg dazu sind Anreize für ei- 
ne höhere Flexibiltät am Arbeitmarkt. 

Die Anwerbung qualifizierter Fach- 
kräfte von Staaten ausserhalb der EU kann 
nur in eng begrenzten Ausnahmefällen zur 

Abdeckung des aktuellen Bedarfs zugelas- 
sen werden und ist schon jetzt rechtlich 
möglich. Die bestehenden Möglichkeiten 
sind konsequent und flexibel auszuschöp- 
fen; beim Vollzug sind bürokratische Hin- 
dernisse abzubauen. Bewerber aus den 
Beitrittsstaaten der EU sind dabei vorran- 
gig zu berücksichtigen. 

Wir werden uns in Deutschland auch 
in Zukunft der humanitären Herausforde- 
rung stellen, politisch Verfolgten Asyl zu 
gewähren und Menschen in Not zu helfen- 
Deutschland kann aber in Europa nicht aU' 
Dauer die Hauptlast tragen. Innerhalb der 
EU müssen die Lasten für die Aufnahme 
von politisch Verfolgten und von Bürger- 
kriegsflüchtlingen endlich gerecht verteilt 
werden. 

Um die besondere Belastung insbesondere 
Deutschlands zu vermindern, ist es Aufg^' 
be sowohl der Bundesregierung als auch 
der EU, zu einer Vereinheitlichung des 
Asylrechts und der Flüchtlingaufnahme in 
formeller und materieller Hinsicht zu fin- 
den. Die Bundesregierung muss einen bes- 
seren Schutz der EU-Aussengrenzen nach 
Schengen-Standard einfordern. 

Der im Grundgesetz (Art I6a GG) 
enthaltene individuelle Anspruch auf 
Asyl muss entsprechend dem europäi- 
schen Standard auf eine institutionelle 
Garantie umgewandelt werden; die 
Rechtskontrolle ist zu vereinfachen und 
zu beschleunigen. Wer das Asylrecht miss' 
braucht, darf keine Möglichkeit erhal- 
ten, sich durch Verzögerung der Verfah- 
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ren einen langjährigen Aufenthalt in 
Deutschland zu verschaffen. 

*fl Die Zuwanderung von „Wirtschafts- 
''üchtlingen" muss wirksam unterbunden 
Werden. Dies bedeutet zum einen, Anrei- 
2e> nach Deutschland zu kommen, zu ver- 
meiden (z.B. keine Lockerung des Ar- 
oeitsverbots und weitere Reduzierung von 
Barleistungen sowie Aufenthaltsbeschrän- 
kungen bei Verschleierung der Personali- 
en)- Zum andern müssen Ausländer ohne 
Aufenthaltsrecht schneller und konse- 
quenter zurückgeführt werden. Der Bund 
UUiss hier alle Möglichkeiten, auch im 
"ahmen der Entwicklungshilfepolitik und 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, 
^schöpfen. 
£s darf keinen Zweifel daran geben, dass 
°urgerkriegsflüchtlinge nach Wegfall der 
^luchtgründe unverzüglich in ihre Heimat 
^urückkehren. 

•^ Der bisher großzügige Familiennach- 
zug muss begrenzt und an die Erfüllung 
estimmter Integrationsvoraussetzungen 

§eknüpft werden. 

Das Nachzugsalter für Kinder ist auf zehn 
Jahre herabzusetzen, damit der wesentli- 
che Teil der Schulausbildung in Deutsch- 
land möglich ist. 

Der Entwurf der EU-Richtlinie über 
den Familiennachzug zu Drittstaatsan- 
gehörigen ist strikt abzulehnen, da da- 
durch eine zusätzliche Zuwanderung von 
bis zu 500.000 Menschen pro Jahr zu er- 
warten ist. 

Auch die vor kurzem ergangene An- 
weisung des Auswärtigen Amts an die 
deutschen Auslandvertretungen, Einreise- 
visa trotz bestehender Zweifel an der Be- 
reitschaft eines Visumsbewerbers zur frei- 
willigen Ausreise zu erteilen, ist im Inter- 
esse der Zuwanderungsbegrenzung unver- 
antwortlich. Die Erfahrung zeigt, dass vie- 
le Migranten unter dem Vorwand eines Be- 
suchsaufenthalts nach Deutschland kom- 
men und dann auf Dauer bleiben wollen. 

ILB Straffällig gewordene Ausländer ver- 
wirken ihr Gastrecht. Ihre Abschiebung ist 
zu erleichtern und zu beschleunigen. 

Die Doppelstrategie von Müntefering 
wird nicht aufgehen 

»Es ist schon besonders unverfroren, 
wenn jetzt der SPD-Generalsekretär 
Müntefering den Ausbau von Bür- 
gerbeteiligung als politisches Ziel 
der SPD ausgibt, während er gleich- 
zeitig als Landesvorsitzender in 
Nordrhein-Westfalen entsprechende 
Vorschläge der CDU jahrelang ver- 
hindert und torpediert hat", sagte 
der Generalsekretär der nordrhein- 
westfälischen CDU, Herbert Reul. 
Die Initiative der nordrhein-westfäli- 
schen CDU, die Bürgerbeteiligung im 
kommunalen Bereich und auf Landes- 

ebene weiter auszubauen, sei von der 
NRW-SPD und ihrem Landesvorsitzen- 
den Müntefering immer wieder abge- 
blockt worden. „Es ist schon abenteuer- 
lich, wenn der Vorsitzende einer Lan- 
despartei, der das Einführen von Ku- 
mulieren und Panaschieren auf kom- 
munaler Ebene gerade noch in diesen 
Tagen abgelehnt hat, sich nun als Vor- 
kämpfer für mehr Bürgerrechte präsen- 
tiert. Mehr Verlogenheit habe ich in der 
Politik selten erlebt," sagte Herbert 
Reul anlässlich der Vorstellungen von 
Müntefering zur Reform der SPD. 
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30 Jahre SPD sind genug 
Fakten & Daten zu Nordrhein-Westfalen 

Wirtschaft 

Wirtschaftswachstum 
1999: 0,9% reales Wirtschaftswachstum. 
Das ist der viertletzte Platz unter den 
Bundesländern (schlechter: Berlin: 0,1%, 
Bremen 0,5%, Brandenburg: 0,8%, Bun- 
desdurchschnitt: 1,4%) 

Arbeitslosigkeit 
Die Fakten: In NRW gab es im Februar 
2000 829.840 Arbeitslose [Arbeitslosenquo- 
te von 10,2% (Bundesgebiet West: 8,9%)] 
1991 gab im Jahresdurchschnitt 561.000 
Arbeitslose, 1999 waren es 830.600 

Zuwachs in 8 Jahren: 270.000 Arbeitslose. 

Clement: „die Halbierung der Arbeitslo- 
sigkeit, ja das ist das wichtigste politische 
Ziel, das ich habe" (am 27.5.1998 im 
„heute Journal"). Im Juni 1998 gab es in 
Nordrhein-Westfalen 844.937 Arbeitslose 
- heute sind es 15.000 weniger. Bei dem 
Tempo werden wir in genau 47 Jahren ei- 
ne Halbierung erreicht haben! 

Clement bleibt dabei: Am 25. Januar bei 
der Vorstellung des Entwurfs des SPD-Re- 
gierungsprogramms: Er sehe gute Chan- 
cen, die Zahl der Erwerbslosen auf unter 
500.000 zu drücken. 

Jugendarbeitslosigkeit 
(Jugendlichen unter 20 Jahren): 
Februar: 10,7% der Jugendlichen unter 20 
Jahren sind arbeitslos. Bundesschnitt: 8,4% 

Das ist Platz 13 unter den Bundesländern. 
Schlechter sind nur Bremen, Hamburg und 
Berlin (Großstädte). 

Gewerbeanmeldungen 
Bei den Existenzgründern hinkt NRW 
hinterher. 
Von Januar bis Oktober 1999 gab es un- 
term Strich je 10.000 Einwohner in NRW 
10,1 neue Unternehmen. Im Bundes- 
durchschnitt gab es 11,5, in Niedersach- 
sen 12,6, in Bayern 16 und in Sachsen 
sogar 16,7 neue Unternehmen. NRW hat 
damit im Vergleich zu Bayern die Schaf- 
fung von knapp 50.000 neuen Arbeits- 
plätzen versäumt. 
In NRW fehlen rund 252.000 selbständige 
Betriebe verglichen mit Bayern. Um we- 
nigstens den Durchschnitt der alten Län- 
der zu erreichen, müssten in NRW 88.000 
selbständige Betriebe entstehen. 

Haushalt 

Verschuldung 
Im Jahr 2000 beträgt die Gesamtverschul- 
dung NRW 166,4 Milliarden DM. 
Innerhalb der vergangenen vier Jahre stie- 
gen die Schulden um 30,8 Milliarden DM- 

Investitionsausgaben je Einw. 
Lag die Investitionsquote (Anteil der Inve- 
stitionsausgaben am Gesamthaushalt) 
1998 noch bei 10,5%, gehen in 2000 nur 
noch 10% des Haushalts in Investitionen- 
NRW gehört zu den Ländern mit den ge- 
ringsten Investitionsquoten. 

Personalausgaben 

Die Personalausgabenquote (Anteil am 
Gesamthaushalt) steigt kontinuierlich: VoO 
39,5% in 1991 auf 40,5% in 2000. Als 
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Faustregel gilt: in einem soliden Haushalt 
darf die Personalausgabenquote 40% 
nicht übersteigen. 

Schule 
von 1994 bis 2000 wurden nach Berech- 
nungen der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft an den Schulen NRWs ca. 
17.000 Stellen eingespart. 

Unterrichtsausfall: laut Schulministeri- 
Ul*i (!) fällt bis zu 11,4 % des Unterrichts 
aus. Nach Berechnungen des Philologen- 
Verbandes fällt in NRW jede achte Unter- 
richtsstunde aus. 

[n NRW gab es im Jahr 1998 (aktuellste 
^ahl) im Durchschnitt der allgemeinbil- 
denden Schulen 

die größten Klassen Deutschlands; 

* die wenigsten Unterrichtsstunden je 
Schüler (statistischer Quotient); 

hinter dem Saarland und Hessen die 
meisten Schüler je Lehrer (Platz 14); 

auch bei den Unterrichtsstunden je 
Klasse liegt NRW unter dem Bundes- 
durchschnitt (Platz 5). 

Innere Sicherheit 
ln Nordrhein-Westfalen ist die Kriminalität 
v°n 1970 bis 1999 um über 100 % gestie- 
ge* - von ca. 600.000 Fällen auf 1.331.581. 

olizeidichte (Verhältnis der Polizeivoll- 
*ugsbeamten zur Bevölkerungszahl): NRW 
legt auf dem vorletzten Platz. 

^W liegt bei ca. 7.400 Straftaten je 
'°0.000 Bürger, Bayern und Baden-Würt- 
emberg Hegen bei ca. 5.600 Straftaten je 
UO.OOO Bürger; in der Aufklärungsquote 

P^'egt NRW Platz 10 (Aufklärungsquote in 
N|*W bei 50 %, in Bayern bei ca. 65 %). 

Verkehr 
1,8 Mio. Pendler in NRW. 
Bundesregierung kürzt Mittel für Bundes- 
fernstraßenbau in NRW: 
1998:     466 Mio DM 
2000:     412 Mio DM 
2003:     158 Mio DM 
Landesregierung kürzt Landesstraßen- 
baumittel: 
1995:     172,7 Mio DM 
1999:     100 Mio DM. In 2000 (Wahl- 

jahr!) wurden die Mittel wieder 
auf 150 Mio. DM heraufgesetzt. 

Klimmt-Stauprogramm 
Für den Ausbau des Autobahnnetzes sol- 
len von 2003 bis 2007 rund 3,7 Milliarden 
DM zusätzlich bereitgestellt werden. 

• Warum erst ab 2003? 
• Allein beim Straßenbau ist der Ansatz 
im (Bundes-)Investitionsprogramm bis 2002 
um rund 5 Mrd. Mark gekürzt worden. Und 
nun stellt Klimmt die zusätzlichen 3,7 Mil- 
liarden DM aus dem Anti-Stau-Programm 
ab 2003 als großen Wurf dar. 
ADAC zum Stauprogramm: „glatte Augen- 
wischerei, verdummt Autofahrer und An- 
wohner" - „Tropfen auf den heißen Stein". 

Investitionsstau 
Ausbau von Landesstraßen: Investitions- 
stau von 1,3 Milliarden DM 
Universitätskliniken: Investitionsstau 
von 2,1 Milliarden DM 
Übrige Krankenhäuser: Investitionsstau 
von ca. 1 Milliarde DM 
Hochschulen: Investitionsstau von über 
5 Milliarden DM 
Hortplätze: Es fehlen 20-30.000 Plätze 
(Auskunft der Landesjugendämter). • 
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Schröder hat selber verursacht, 
was er jetzt beklagt 

Anlässlich der Forderung von Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder, 30.000 aus- 
ländische Computerspezialisten nach 
Deutschland zu holen, erklärte der Ob- 
mann für Bildungs- und Forschungspo- 
litik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Thomas Rachel: 

Peinlich für Bundeskanzler Gerhard Schrö- 
der: Im Jahre 1996 war er als Ministerprä- 
sident von Niedersachsen verantwortlich 
für die Schließung des Studiengangs Infor- 
matik an der Universität Hildesheim, heute 
beklagt er wortreich das Fehlen von Infor- 
matikspezialisten in Deutschland. 

Trotz massivster Proteste seitens der 
Hochschullehrer und Studenten aus Hil- 
desheim schloss im Juni 1996 die seiner- 
zeitige niedersächsische Ministerin für 
Wissenschaft und Kultur, Helga Schuch- 
hardt (SPD), die Studiengänge Informatik 
und Wirtschaftsmathematik. Dabei war 
das Fach Informatik, dessen Aufbau 50 bis 
60 Millionen Mark gekostet hatte, unge- 
wöhnlich erfolgreich. Die Ausbildung galt 
als kompetent und praxisnah; die Absol- 
venten des Studienganges waren bundes- 

weit gefragt. Dennoch wurden in diesem 
Bereich 33 etatisierte Planstellen und wei- 
tere befristete Planstellen eingespart. Der 
Kahlschlag im Informatikbereich wurde 
ausdrücklich vom damaligen Ministerprä- 
sidenten Schröder politisch gedeckt. 

Skandalös war vor allem die offizielle Be- 
gründung für den beispiellosen Bildungs- 
abbau: die CDU-geführte Vorgängerregie- 
rung habe „leider zu viele Informatikstu- 
dienplätze geschaffen" (Pressemitteilung 
der SPD-Landesregierung vom 16. 2. 
1996). Trotz alternativer Sparvorschläge 
der Uni-Verwaltung und Demonstrationen 
der betroffenen Studenten blieb der dama- 
lige Ministerpräsident Schröder hart: „Der 
Beschluss steht fest". Nur vier Jahre spä- 
ter hat ihn die Realität eingeholt: Nach 
seinen eigenen Worten habe Deutschland 
nicht genügend Computerspezialisten 
ausgebildet. 

Das Eigentor von Bundeskanzler Schröder 
ist ein treffendes Beispiel für eine verfehl- 
te SPD-Bildungspolitik. Eine Ursache für 
den Mangel an Informatikern heißt: Ger- 
hard Schröder. * 

Zahl der Gewerbeanmeldungen ging 1999 zurück 
Im vergangenen Jahr wurden in 
Deutschland weniger Gewerbebe- 
triebe angemeldet. 
Die Zahl ging gegenüber 1998 um vier 
Prozent auf 781.000 zurück, wie das 
Statistische Bundesamt in Wiesbaden 
mitteilte. Gleichzeitig habe die Zahl 
der Abmeldungen um zwei Prozent 
auf 707.000 zugenommen. Bei den 
Neuanmeldungen überwogen laut Sta- 
tistik Kleingewerbe- oder Nebener- 

werbsbetriebe. Auch bei den Betriebs- 
aufgaben habe es sich in der Mehrzahl 
um kleine Gewerbe gehandelt. In den 
neuen Bundesländern einschließlich 
Berlins wurden den Angaben zufolge 
sieben Prozent weniger Betriebe ange- 
meldet und zwei Prozent weniger ab- 
gemeldet. In den alten Ländern gingen 
die Anmeldungen um drei Prozent 
zurück, während die Zahl der Abmel- 
dungen um drei Prozent zunahm. 
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Riester steht mit seinen 
Rentenvorschlägen im Abseits 

2u der Kritik der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte (Bf A) an 
den Rentenvorschlägen von Arbeitsmi- 
•Üster Riester erklärte die stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU-Frak- 
hon, Maria Böhmer: 

kalter Riester steht mit seinen Vorschlä- 
gen zur Reform des Rentensystems im Ab- 
seits. Die Union ist heftigst von SPD und 
Bundesregierung für ihre Kritik an den 
Riesterplänen unter Beschuss genommen 
Worden. Der Vorwurf, die Union wolle die 
Rentner und Rentnerinnen in Deutschland 
verunsichern, machte die Runde. Wie halt- 
'°s und unsachlich diese Vorwürfe waren, 
Zeigt sich heute deutlich: Nach der ver- 
achtenden Kritik des VDR vor einigen 
Jochen lässt nun auch die BfA kein gutes 
^aar an den Vorschlägen von Riester. Uni- 
j>n> VDR und BfA treibt die Sorge um, die 
Bevölkerung in Deutschland könne das 
ertrauen in die Rente verlieren. Insbeson- 

dere die Frauen werden durch die Vor- 
schläge getroffen. Walter Riester leistet 
^erzu ganze Arbeit: 

^Ündenfall 1: Von der Abkopplung der 
Rentenerhöhung von den Nettolöhnen und 
der Kopplung an die Inflation für die Dau- 
er von zwei Jahren ging ein fatales Signal 

Uj>: Die Bundesregierung greift in die Ren- 
er>leistungen nach Gutsherrenart ein. Ver- 

J*Sslichkeit ist zum Unwort verkommen, 
piese Rente nach Inflationsausgleich trifft 
rauen härter als Männer. Denn Frauen ha- 
en wesentlich kürzere Rentenbeitragszei- 
en und geringere Anwartschaften als Män- 

ner- Ihre Durchschnittsrente beträgt heute 
IJjnd 830 DM West (1100 DM Ost). Jede 
^ark weniger ist ein doppelter Verlust. 

Sündenfall 2: Schon plant Riester einen 
zweiten Sündenfall. In diesem Jahr gibt 
es nur einen Kaufkraftausgleich für alle 
Rentner und Rentnerinnen in Höhe der In- 
flation des letzten Jahres. Dies bedeutet: 
Anstatt der tatsächlichen Preissteigerung 
von 1,8 % gewährt Riester nur 0,6 % mehr 
Rente. Auch das führt zu einem deutlichen 
Minus für die Rentnerinnen. 

Sündenfall 3: Mit der bedürftigkeitsori- 
entierten Grundsicherung begeht Riester 
seine dritte Untat. Die Einführung dieser 
Grundsicherung gauckelt Frauen mit nied- 
rigen eigenen Rentenansprüchen vor, dass 
sie mit einer höheren Alterssicherung rech- 

Vor der Wahl ist Riester 
mit großem Versprechen 

angetreten. Davon ist nichts 
übrig geblieben. 

nen könnten. Diese Erwartung wird sich 
für viele Frauen beider Bedürftigkeitsprü- 
fung in Luft auflösen. Nur 1,3 % der Al- 
tersgruppe ab 65 Jahre bezieht Sozialhilfe. 

Sündenfall 4: Versicherte, die Kinder 
unter zehn Jahren erzogen und 35 Versiche- 
rungsjahre haben, sollen eine Rente nach 
Mindesteinkommen erhalten. Welche Frau 
kann aber heute auf 35 Versicherungsjahre 
zurückblicken? Drei Viertel der Frauen ha- 
ben weniger als 35 rentenrechtlich relevan- 
te Jahre vorzuweisen. Gut ein Fünftel der 
Renten an Frauen auf beruht sogar auf we- 
niger als 15 Versicherungsjahren. 

Sündenfall 5: Mit der geplanten An- 
rechnung aller Einkommen bei der Wit- 
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Stärkung der zweiten Säule ja, 
aber freiwillig 

Zu Plänen der SPD, eine obligatori- 
sche betriebliche Altersversorgung 
einzuführen, erklärte der sozialpo- 
litische Sprecher und Vorsitzende 
der Arbeitnehmergruppe der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Karl-Jo- 
sef Laumann: 
Die Pläne der Sozialdemokraten, eine 
obligatorische betriebliche Altersver- 
sorgung einzuführen, lehnen wir ab. 
Wir treten für eine Stärkung der zwei- 
ten Säule der Alterssicherung ein, set- 
zen dabei allerdings auf Freiwilligkeit. 
Es kommt insbesondere darauf an, die 
Rahmenbedingungen zu verbessern. 
So fordern wir eine nachgelagerte Be- 
steuerung der Betriebsrenten in allen 
Dürchführungswegen. Das heißt: Auf- 
wendungen für die betriebliche Alters- 
versorgung (und übrigens auch für die 
private Vorsorge) sollten - bis zu ei- 
nem Höchstbetrag - steuerfrei bleiben. 

Wir fordern darüber hinaus mehr Fle- 
xibilität bei den arbeitsrechtlichen 
Rahmenbedingungen. Betriebsrenten- 
zusagen müssen für die Unternehmen 

wenrente geht der Anreiz verloren, privat 
Vorsorge für das Alter zu leisten. Volle 
Einkommensanrechnung und das Ziel 
„freiwillige private Altersvorsorge" stehen 
in eklatantem Widerspruch zueinander. 
Wer mehr spart, kriegt als „Belohnung" 
auch noch weniger Witwenrente! 

Walter Riester ist vor der Wahl mit großen 
Versprechen angetreten: Die eigenständi- 
ge Alterssicherung von Frauen sollte sich 
maßgeblich verbessern. Im Ergebnis ist 
Walter Riester nun aber drauf und dran, 
das Rentensystem in Grund und Boden zu 

besser kalkulierbar, für die Arbeitneh- 
mer besser übertragbar werden. 

Einen Zwang zur betrieblichen Alters- 
versorgung wird es mit uns nicht ge- 
ben. Wir haben bereits ein obligatori- 
sches Alterssicherungssystem in 
Deutschland, die gesetzliche Renten- 
versicherung. Und dabei sollte es blei- 
ben. Es bringt nichts, wenn wir versu- 
chen, die durch die Sozialversicherung 
verursachten Lohnzusatzkosten zu sta- 
bilisieren, zugleich aber neue Kosten 
durch eine Pflicht zur Zahlung von 
Betriebsrenten verursachen. 

Im übrigen sind wir zuversichtlich, 
dass der Verbreitungsgrad der Be- 
triebsrenten bei verbesserten Rahmen- 
bedingungen wieder steigen wird - 
insbesondere unter Nutzung der Mög- 
lichkeiten zur Entgeltumwandlung. 

Wir appellieren an die Sozialdemokra- 
ten, endlich konkrete Vorschläge für 
die Stärkung der Betriebsrenten auf 
den Tisch zu legen, anstatt vorschnell 
aufzwang zu setzen. 

reformieren. Eine wirkliche Verbesserung 
für Frauen ist nicht in Sicht. So kann es 
nicht weitergehen. Riester muss seine Be- 
reitschaft belegen, die eigenständige Al- 
terssicherung von Frauen wirklich verbes- 
sern zu wollen. Hierzu muss er handfeste 
und realisierbare Vorschläge einzubringen- 
Diese Vorschläge dürfen aber nicht nur ei- 
ner kleinen Gruppe von Frauen zugute 
kommen. Die Vorschläge müssen für alle 
Frauen von Nutzen sein und zur Ge- 
schlechtergerechtigkeit in der Rente zwi-j 
sehen Frau und Mann führen. 
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Das neue Erziehungsgeldgesetz 
hat erhebliche Mängel 

Zur Kabinettsbefassung des Entwurfs 
einer Änderung des Bundeserziehungs- 
geldgesetzes erklärten die stellvertre- 
tende Fraktionsvorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Maria Böh- 
mer, und die familienpolitische Spreche- 
rn der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Maria Eichhorn: 
^er Entwurf eines neuen Bundeserzie- 
hungsgeldgesetzes enthält wesentliche 
Mängel. Die Freibeträge für Eltern und 
Binder sollen um ca. 10 % angehoben 
werden. Dies findet grundsätzlich Zustim- 
mung. Doch wird hier nach klaren SPD- 
Kriterien angehoben. Benachteiligt wer- 
ben verheiratete Eltern und kinderreiche 
^rnilien. Der Freibetrag für ein Kind liegt 
mit zukünftig 4.800 fast 2000 DM unter 
deni offiziellen Existenzminimum von 
Kindern. Ebenso liegt der neue Freibetrag 
jjir Paare deutlich unter dem steuerfreien 
Existenzminimum, der von Alleinerzie- 
henden jedoch weit darüber. Gerecht ist 
^s sicher nicht - und wohl auch nicht mit 
den Beschlüssen des Bundesverfassungs- 
gerichts vereinbar, wonach verheiratete 
Eltern gegenüber Alleinerziehenden nicht 
benachteiligt werden dürfen. 
f^ie Behauptung, dass mit den neuen Frei- 
beträgen mehr Eltern Erziehungsgeld er- 
sten als bisher, ist leider falsch. Es wer- 
ben zwar einerseits die Freibeträge ange- 
hoben, gleichzeitig wird jedoch die Min- 
Jkrungsquote von 40 auf 50% erhöht. Das 
he'ßt, für jede DM monatliches Einkom- 
men, das über den Freibeträgen liegt, wer- 
j!en nicht mehr nur 40 sondern zukünftig 
0 Pfennig Erziehungsgeld monatlich ab- 

zogen. Im Ergebnis wird es dabei Fami- 
ien geben, die zukünftig weniger Erzie- 
Ungsgeld erhalten als bisher, auch wenn 

es gleichzeitig mehr Familien gibt, die 

volles Erziehungsgeld erhalten. Es handelt 
sich also in erster Linie um eine Umvertei- 
lung von Eltern mit mittlerem Einkommen 
an Eltern mit niedrigen Einkommen. 

Die neue Budgetregelung setzt einen we- 
sentlichen Anreiz, den Erziehungsurlaub 
der Eltern auf das erste Lebensjahr zu be- 
grenzen. Wer nur ein Jahr Erziehungsgeld 
beansprucht, erhält 900 DM im Monat statt 
600 DM, d.h. wer nur 12 Monate lang sein 
Kind rund um die Uhr selbst betreut und 
erzieht, erhält zunächst einen Extrabonus. 
Gleichzeitig wird dabei wohl auch auf 
Einsparungen spekuliert, falls sich viele 
Eltern dadurch zu einem verkürzten Erzie- 
hungsgeldbezug verlocken lassen. 

Eine solche familienpolitisch verfehlte Re- 
gelung lehnen CDU und CSU ab. Dies 
auch deshalb, weil Eltern mit gekürztem 
Erziehungsgeld nicht in der Lage sein 
werden, die besonders komplizierten Be- 
rechnungen bei der Budgetregelung selbst 
durchzuführen. D.h. sie müssen sich kurz 
nach der Geburt definitiv festlegen, wer, 
wie und wann Erziehungsurlaub nimmt, 
können aber gleichzeitig nicht absehen, 
wie viel Erziehungsgeld sie jeweils erhal- 
ten werden. Kosten für mehr Beratungska- 
pazität der Ämter sind im Gesetzentwurf 
jedoch nicht eingeplant. Bürgerfreundlich 
ist das sicher nicht. 

Der große Wurf ist nicht gelungen 

Zum Entwurf der Bundesregierung 
für eine Novellierung des Bundes- 
erziehungsgeldgesetzes erklärte die 
Vorsitzende der Gruppe der Frauen 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Annette Widmann-Mauz: 

Vollmundig hatte Rot-Grün zu Beginn der 
Legislaturperiode verkündet, zwar nicht 
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alles anders, aber doch vieles besser ma- 
chen zu wollen. Davon war in der Vergan- 
genheit nicht viel zu erkennen. 

Auch die Novellierung des Bundeserzie- 
hungsgeldgesetzes kann hier keine Über- 
raschungen bieten. Sie setzt auf das be- 
währte, einst von der CDU eingeführte, 
Instrument des Erziehungsgeldes und -Ur- 
laubs, ohne im Wesentlichen zu nennens- 
werten Weiterentwicklungen zu kommen. 

Vielmehr wird deutlich erkennbar, dass 
ideologische Denkstrukturen die Novellie- 
rung bestimmen. Notwendige, realitätsori- 
entierte Fortschritte bleiben dagegen in 
den Anfängen stecken und oft weit hinter 
den Forderungen der Union zurück. 

Seit Dezember 1999 sind die Forderungen 
der CDU auf dem Tisch: 

• Der bisherige Erziehungsurlaub muss 
zu einem Anspruch auf Familienzeit wei- 
terentwickelt werden. 
• Flexibilität und Möglichkeiten der Be- 
treuung bis ins Schulalter müssen hierbei 
oberste Prinzipien sein. 
• Zudem müssen deutliche Anreize für 
eine partnerschaftlichen Teilung des Fami- 
lienzeitkontos entstehen. 
Bei der Regierungsvorlage gibt es nur ver- 
bale Aufforderungen an beide Elternteile 
zur Inanspruchnahme, nicht jedoch Anreize. 

Im übrigen haben Familienverbände gefor- 
dert, zukünftig auf den Begriff „Erzie- 
hungsurlaub" zu verzichten, da er in kei- 
ner Weise der geleisteten Familienarbeit 
gerecht wird. Die Union hat dieses berech- 
tigte Anliegen - ganz im Gegensatz zur 
Bundesregierung - aufgegriffen. 

Eine weitere entscheidende Forderung 
der CDU ist die Weiterentwicklung des 
Erziehungsgeldes zum Familiengeld unter 
Einbeziehung des Kindergeldes. Ein be- 
darfsgerechter Ausbau von Kinderbetreu- 
ungsmöglichkeiten ist ebenso wie die 
Aufhebung der zeitlichen Grenze für eine 
Erwerbstätigkeit innerhalb der Familien- 

zeit Voraussetzung für die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. 

Mit solch differenzierten Lösungsansätzen, 
wie sie die Union vorschlägt, kann sie den 
unterschiedlichen Lebensplanungen und 
Bedürfnissen von Eltern gerecht werden 
und ermöglicht eine echte Wahlfreiheit. 

Sie entspricht damit den Wünschen der 
jungen Generation nach Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
dagegen klebt an überholten Rollenbildern 
und versucht, über die weitgehend unver- 
änderte Höhe des Erziehungsgeldes einer- 
seits die Entscheidung von Eltern zu be- 
einflussen und andererseits einen nicht 
unerheblichen Spareffekt zu erbringen. 

Erziehungsgeld „light" 

Zum Beschluss des Bundeskabinetts 
zur Änderung des Bundeserzie- 
hungsgeldgesetzes erklärten die Vor- 
sitzende des Bundesfachausschusses 
Frauenpolitik, Maria Böhmer, und 
die Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Familien- und Jugendpoli- 
tik, die hessische Sozialministerin 
Marlies Mosiek-Urbahn: 

Die Schröder-Bundesregierung hat mit 
Pauken und Trompeten für ihre neue Fa- 
milienpolitik geworben. Die Pläne, die 
Rot-Grün jetzt zur Neuordnung von Erzie- 
hungsgeld und Erziehungsurlaub auf den 
Tisch legt, sind ein tiefer Griff in die 
Trickkiste - und in das Portemonnaie der 
Mütter und Väter: 

Beim Erziehungsgeld soll es eine Budge- 
tierung geben. Der Begriff verschleiert, 
dass Rot-Grün den Rotstift bei den Eltern 
ansetzt. Wer zum Beispiel statt 24 Monate 
nur 12 Monate Erziehungsgeld bezieht, 
erhält monatlich 900 statt 600 DM. Eine 
Mutter, die bereits nach einem Jahr in den 
Beruf zurückkehrt, muss ein Minus von 
3600 DM in Kauf nehmen. * 
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Eichel fördert Aktiengesellschaften 
und straft die Mittelständler 

£u dem Entwurf der Bundesregierung 
für eine Unternehmensteuerreform, er- 
klärte der Bundesvorsitzende der MIT, 
^eter Rauen: 

Der Mittelstand steht derzeit vor zwei 
Eroßen Problemen: seiner geringen Eigen- 
kapitalquote und dem Nachfolgeproblem. 
Pur beides bietet Eichels Unternehmen- 
Steuerreform keine Lösung. 

^5 Prozent aller Betriebe werden nicht 
entlastet. Eichel konzentriert sich auf die 
Wenigen Großen und lässt über 2 Millio- 
nen kleine und mittlere Unternehmen leer 
ausgehen. Diese waren allerdings in den 
Ergangenen Jahren die einzigen, die in 
Deutschland zusätzliche Arbeitsplätze ge- 
schaffen haben. Statt ihnen durch entspre- 
chende Entlastungen Luft für weitere In- 
vestitionen in Arbeitsplätze zu schaffen, 
setzt er auf die Großbetriebe, die ständig 
Arbeitsplätze abbauen. 

Das wird bei der Besteuerung von Veräu- 
ßerungsgewinnen besonders deutlich. Ver- 
kauft eine Aktiengesellschaft ihre Anteile, 
JJhlt sie Null Steuern. Verkauft der kleine 
Handwerksmeister seinen Betrieb, wird 
Jjer Steuersatz verdoppelt. Das ist die Rea- 
''tat sozialdemokratischer Steuerpolitik. 

^ücklagemodell letztlich auch 
*ür Hilfskrücke 

Zu dem Vorschlag eines Rücklage- 
modells als Alternative für das Op- 
tionsmodell der Bundesregierung 
erklärte der Bundesvorsitzende der 
MIT, Peter Rauen: 

Das Rücklagemodell ist letztlich auch nur 
e,r>e Hilfskrücke. SPD und Grüne versü- 
ßen damit die Schieflage ihrer Unterneh- 
^ensteuerreform zu Lasten des Mittelstan- 

des zu verringern. Sie zeigen hierdurch 
aber nur, dass sie die grundsätzlichen Feh-   . 
ler ihres Konzepts nicht beseitigen wollen. 

Dies sind vor allem zwei Kardinalfehler. 
Zum einen die alte sozialistisch- und kom- 
munistische Ideologie, Unternehmen vom 
Unternehmen trennen zu wollen. Damit 
wird ein Strukturwandel von den eigentü- 
mergeführten Personengesellschaften hin zu 
anonymen Kapitalgesellschaften vorange- 

Die Bundesregierung hat für 
den Mittelstand bestenfalls ein 

Trostpflästerchen übrig. 

trieben. Das ist nichts anderes als ein An- 
schlag auf die Unternehmenskultur in 
Deutschland. 

Der zweite große Fehler liegt in der Begün- 
stigung des nicht entnommenen Gewinns. 
Dem liegt der Irrglaube zugrunde, dass im 
Betrieb verbleibender Gewinn eher zu Ar- 
beitsplätzen führt. In einer Zeit, in der sich 
das Wissen alle fünf Jahre verdoppelt, ist es 
völlig falsch, Kapital in bestehende Struk- 
turen einzumauern. Dieser Fehler würde 
durch das Rücklagemodell nicht beseitigt, 
sondern sogar noch verstärkt. 

Letztlich zeigt dieser Vorschlag somit nur, 
dass die Bundesregierung von ihren grund- 
sätzlichen Plänen nicht abrückt. Sie legt 
bestenfalls kleine Trostpflästerchen für 
den Mittelstand drauf. 

Regierung und Opposition werden folglich 
bis zum Schluss mit zwei unterschied- 
lichen Konzepten in die Beratungen gehen. 
Hierdurch wird eine Einigung im parla- 
mentarischen Verfahren fast unmöglich 
gemacht. • 
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STASI-AKTEN 

••••••I Faulgase 
Dass die DDR-Staatssi- 
cherheit Telefongespräche 
des ehemaligen CDU- 
Schatzmeisters und Kohl- 
Vertrauten Uwe Lüthje ab- 
gehört hat und so seit den 
siebziger Jahren über De- 
tails der CDU-Spenden- 
praxis informiert war, ist 
wenig überraschend. Seit- 
dem in der Gauck-Behörde 
die We st-Arbeit des Mini- 
steriums analysiert und do- 
kumentiert wurde, ist klar: 
Die Stasi wusste alles, was 
sich die politische Welt im 
Westen Deutschlands am 
Telefon zu sagen hatte. 

Wie mit dieser Ungeheuer- 
lichkeit umgehen? Die Fra- 
ge ist also: Wie viel veröf- 
fentlichte Stasi-Akten- 
einsicht verträgt unsere 
politische Kultur? Der Ver- 
suchung in den Medien und 
beim jeweiligen politischen 
Gegner, mit den verdorbe- 
nen Früchten der Stasi 
heute noch Cocktails im 
Skandalgeschäft zu mischen, 
ist in jedem Fall groß - und 
hat eine schlimme 
Tradition. Zu Recht warnt 
Helmut Kohl von der Fort- 
setzung einer Schlamm- 
schlacht, wenn jetzt offiziell 
bestellte und selbsternann- 
te Aufklärer die Aufarbei- 
tung des CDU-Par- 
teispendenskandals mit den 
Faulgasen der Stasi-Aus- 
landaufklärung düngen 
wollten. In ersten Stellung- 
nahmen haben sich Vertre- 

ter der SPD bereits bereit 
erklärt, auf den Gebrauch 
des Stasi-Materials im 
Spenden- Untersuchungs- 
ansschuss zu verzichten. 
Hoffentlich hält dieser Kon- 
sens! 

Die Welt 

•• Später Triumph 

Der Rechtsstaat braucht 
keine falschen Zuträger. 
Die ehemaligen Stasi-Mit- 
arbeiter, die einer Berliner 
Zeitung Hinweise auf die 
geheimdienstlichen Mit- 
schnitte von Telefongesprä- 
chen des früheren CDU- 
Generalbevollmächtigten 
Lüthje gaben, werden dies 
vermutlich eher für Geld 
oder aus Wichtigtuerei ge- 
tan haben als aus gutbür- 
gerlicher Empörung über 
Verstöße gegen das Partei- 
engesetz. 

Wer heute die Stasi-Lau- 
schereien gegen Kohl in- 
strumentalisieren will, wie 
offenbar der grüne Frak- 
tionschef Schlauch, ver- 
schafft nicht nur Mielke 
einen späten Triumph, son- 
dern bereitet auch Unbere- 
chenbarem den Weg. Der 
Untersuchungsausschuss 
verlöre jeglichen Anspruch, 
als halbrichterliche Instanz 
angesehen zu werden, 
wenn er unter Missachtung 
der Strafprozessordnung 
illegal - noch dazu vom 
„Feind" -Abgehörtes in 
das Verfahren einführte. 

Frankfurter Allgemeine 

Weg damit 
Der Staatssicherheitsdienst 
der DDR hat jahrelang die 
CDU und ihre Finanzex- 
perten abgehört. Der Un- 
tersuchungsausschuss 
zur Parteispendenaffäre 
hat erklärt, die Protokolle 
nicht zu verwenden. Das 
entspricht dem Gesetz. 
Denn die Abhöraktion war 
illegal. Es ist aber auch ei- 
ne demokratische Selbst- 
verständlichkeit. Denn bei 
allem elenden Parteien- 
streit zu diesem Thema - 
wir sind kein Spitzelstaat. 
Diese „Unterlagen" der 
SED-Diktatur gehören in 
den Reißwolf. Bild 

STEUERBESCHEIDE 

•• Ungerechtigkeit 

Gewiss, auch Finanzbeam- 
te machen Fehler. Doch ar- 
beitet jeder Einzelne von 
ihnen genau so gewissen- 
haft und fleißig wie Be- 
schäftigte in Handel oder 
Industrie. Deshalb ist die 
Schätzung des Bundes des 
Steuerzahler, wonach jeder 
dritte Steuerbescheid feh- 
lerhaft sei, keine Anklage 
gegen die Mitarbeiter in 
den Behörden, sondern eir1 

Armutszeugnis für den Ge- 
setzgeber. Dieser ist der 
Hauptschuldige für die im- 
mer komplizierteren Rege- 
lungen, die das Ausfüllen 
der Steuererklärung zu 
einer Tortur für jeden 
Nichtfächmann macht. 
Dabei trifft es junge Fami- 
lien, Rentner und sozial 
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Schwächere häufig beson- 
ders schwer, wenn sie sich 
mf Grund ihrer Einkom- 
Kensverhältnisse keine 
Professionelle Hilfe leisten 
Sollen oder können. Dies 
führt dazu, dass sie später 
etwaige Fehler im Be- 
scheid kaum merken und 
deswegen auf einen Wider- 
spruch verzichten. Viele 
Wichen gar keine Erklä- 
rung mehr ein. Der Staat 
Profitiert von solchen „ Ge- 
schenken " seiner ärmeren 
°ürger in unverantwortli- 
cher Weise. Neue 

Osnabrücker Zeitung 

LOHNRUNDE 2000 

Zäsur 
bie Lohnrunde 2000 mar- 
tert einen Wendepunkt in 
Ver deutschen Tarifpolitik. 

Qst geräuschlos und unge- 
wöhnlich flott haben die 
Chemie- und die Metall- 
Branche ihre Abschlüsse zu 
!ande gebracht. Und auch 

dle Bauwirtschaft dürfte 
r«sch folgen. Selbst die 
kafnpferprobte IG Metall 
Verzichtete diesmal auf das 
Wiche Muskelspiel mit 
W(irnstreiks und Stim- 
^ngsmache. Dies weckt 

le Hoffnung, dass die al- 
en Rituale der Tarifpolitik 
"? neuen Jahrtausend end- 

sUltig for Vergangenheit 
gehören. 

"ie Schwalbe macht zwar 
f'kanntlich noch keinen 
'"hling. Dennoch ist die 
ütsache, dass die traditi- 

°nsbewusste mächtige IG 

Ein Zeichen 
neuer Stärke 
Die CDU hat die Wahl 
ihres Kandidaten Hel- 
mut Wenzel (parteilos) 
zum Bürgermeister von 
Lübbenau (Oberspree- 
wald-Lausitz) als Zei- 
chen neuer Stärke ge- 
wertet. 

„Das Ergebnis zeigt 
deutlich, dass die Union 
die Krise des Vertrauens 
überwunden hat", sagte 
CDU-Generalsekretär 
Thomas Lunacek in 
Potsdam. Wenzel hatte 
am 26. März die Stich- 
wahl in Lübbenau mit 
57,2 Prozent für sich ent- 
schieden. Sein Gegner 
Uwe Pielenz (SPD) er- 
reichte 42,8 Prozent. 
Wenzel wird das Amt am 
4. Mai antreten. 

Die Bürger hätten sich 
nicht von den Ereignis- 
sen auf Bundesebene lei- 
ten lassen. Und: Seit De- 
zember habe die Union 
in Brandenburg mehr als 
doppelt so viele Eintritte 
wie Austritte. 

Metall sich der Tarifführer- 
schaft der zukunft skonsens- 
orientierten IG Chemie 
beugt, eine Zäsur. Denn 
anders als die Metaller, die 
sich in der Vergangenheit 
mit ihren Forderungen und 
Abschlüssen oftmals wenig 
darum scherten, was öko- 
nomisch verkraftbar ist. 
marschieren die Chemiker 

seit vielen Jahren schon 
auf dem Pfad der Vernunft. 
Sie haben erkannt, dass im 
Zeitalter der Globalisie- 
rung und der sich immer 
rascher wandelnden Struk- 
turen Mitarbeiter und Ar- 
beitgeber in einem Boot 
sitzen und nicht gegenein- 
ander rudern dürfen. Nicht 
das Weltbild vom Klassen- 
kampfprägt in der Che- 
miegewerkschaft den Ver- 
handlungsstil, sondern 
Pragmatismus. Und dieser 
Sinn fürs Machbare färbt 
allmählich auf das gesamte 
Gewerksi haftslager ab. 

Die Welt 

ÖLPREIS 

••Hl Entwarnung 
Der Ölpreis ist leicht ge- 
sunken. Das erste Signal 
der Märkte nach der Eini- 
gung der Opec zeigt, dass 
die Akteure die Nachricht 
über die Erhöhung der 
Fördermengen begrüßen. 
Natürlich haben sich viele 
eine stärkere Ausweitung 
der Förderung erhofft, 
nachdem der Ölpreis sich 
als Reaktion auf die För- 
derbegrenzung der Erdöl 
exportierenden Länder ver- 
dreifacht hatte. Doch im- 
merhin werden die Preise 
für Rohöl nicht weiter stei- 
gen, erwarten Fachleute 
und sagen mittelfristige 
Preise von rund 25 Dollar 
je Fass voraus: Gute Aus- 
sichten für die konjunktu- 
relle Entwicklung der Welt- 
wirtschaft. 

Frankfurter Allgemeine 
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Für eine handlungsfähige 
Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) 

Gemeinsamer Beschluss der Bundesfach- 
ausschüsse Europapolitik und Außen- 
und Sicherheitspolitik unter der Leitung 
der beiden Vorsitzenden Elmar Brok 
MdEP und Friedbert Pflüger MdB: 

Die Entwicklung einer Europäischen Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik (ES- 
VP) als integraler Bestandteil der Gemein- 
samen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) der Europäischen Union hat in 
den letzten Monaten eine besondere Dyna- 
mik erhalten. Der NATO-Gipfel vom April 
1999 in Washington und die Schlussfolge- 
rungen des Europäischen Rats von Köln 
und Helsinki haben die Grundlage für die 
Verstärkung der GASP im Sicherheits- 
und Verteidigungsbereich gelegt. Aus die- 
ser müssen nun die institutionellen und 
operationellen Schlussfolgerungen gezo- 
gen und umgesetzt werden. Vordringliche 
Aufgaben sind dabei 

• die Herstellung militärischer Hand- 
lungsfähigkeit der Europäischen Union, 
zunächst im Bereich der Petersberg-Auf- 
gaben, 
• die Entwicklung von Instrumenten und 
Mechanismen des militärischen und nicht- 
militärischen Krisenmanagements einsch- 
ließlich präventiver Politiken und 

• die Überführung der Beistandspflicht 
nach Art. 5 WEU-Vertrag in den EU-Ver- 
trag. 
Die Lösung dieser Aufgaben bildet die 
Voraussetzung zur Schaffung eines eu- 
ropäischen Raumes der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts, der die äußere 
und innere Sicherheit für die Bürger er- 

höht. Alle Überlegungen zur Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik ha- 
ben das Ziel, die europäische Integration 
zu fördern und die Europäer, insbesondere 
die Europäische Union und ihre Mitglieds- 
staaten in die Lage zu versetzen, in enger 
Kooperation mit der NATO ihre gestiege- 
ne sicherheitspolitische Verantwortung 
sichtbar wahrzunehmen. Eine handlungs- 
fähige ESVP dient dem Abbau der strate- 
gischen Asymmetrie zwischen den euro- 
päischen und nordamerikanischen NATO- 
Partnern, und damit sowohl der Stärkung 
der NATO wie auch der Vertiefung des 
europäischen Einigungsprozesses 

Militärische Handlungsfähigkeit 
Die tragischen Ereignisse im ehemaligen 
Jugoslawien, haben gezeigt, dass Europa 
zu gemeinsamem militärischen Handeln in 
der Lage sein muss, um seine Gemeinsa- 
me Außen- und Sicherheitspolitik mit dem 
nötigen Maß an Glaubwürdigkeit und 
Durchsetzungskraft auszustatten. Eine sol- 
che Handlungsfähigkeit soll, wird und 
kann die NATO weder ersetzen noch du- 
plizieren, insbesondere in der kollektiven 
Landesverteidigung, die die Erhaltung der 
Machtbalance in Europa erfordert; daher 
spricht sich die CDU auch weiterhin für 
eine angemessene militärische Präsenz der 
USA auf dem europäischen Kontinent aus- 
Die NATO wird im Gegenteil entlastet 
und gestärkt, wenn die Europäer auf den 
Gebieten Friedenserhaltung und -Schaf- 
fung, vertrauensbildende Maßnahmen, 
Frühwarnung, Krisenprävention und -ma- 
nagement und der Sicherung humanitärer 

J 
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Einsätze im Einvernehmen mit der NATO 
größere Verantwortung übernehmen. Für 
die Europäer geht es daher nicht vorrangig 
darum, - eigene militärische Instrumente 
und Strukturen zu schaffen, sondern vor 
dem Hintergrund der bestehenden NATO- 
Strukturen - gemeinsame Verfahren zur 
Politischen Entscheidungsfindung und zur 
Mobilisierung militärischer Kräfte im EU- 
Rahmen zu schaffen. Die NATO kann so 
2llsätzliche Vitalität gewinnen, indem ih- 
re innere Lastenverteilung verbessert und 
eine direkte, transparente Abstimmung 
Und Zusammenarbeit mit der EU geschaf- 
fen werden. 

Voraussetzung gemeinsamen militärischen 
Handelns im Rahmen der GASP ist die 
v°He Integration der WEU in die EU 
^schließlich Artikel 5 (automatische 
°eistandspflicht) als Protokoll des EU- 
Ertrags für die NATO-Mitglieder der Eu- 
r°Päischen Union. Die CDU begrüßt es, 
dass als erster Schritt eine Personalunion 
dßs Hohen Vertreters für die Gemeinsame 
^ußen- und Sicherheitspolitik mit dem 
^rnt des Generalsekretärs der WEU er- 
ficht wurde. Die Funktionen der Parla- 
J^ntarischen Versammlung der WEU sol- 
en bei der Integration der WEU in die EU 

^uf das Europäische Parlament übergehen, 
das längerfristig die Gemeinsame Außen- 
Und Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
Parlamentarisch kontrollieren soll. Die 
Parlamentarische Kontrolle von Mi- 
Uäreinsätzen soll bei den nationalen Par- 
ai^enten verbleiben. 

111 die EU in die Lage zu versetzen, auto- 
0rn militärische Operationen im Rahmen 
er Petersberg-Aufgaben durchzuführen, 

Müssen aber weitere Bedingungen erfüllt 
Werden: 

SB 

Kapazitäten der Europäer effizienter orga- 
nisiert sowie zusätzliche Anstrengungen 
unternommen werden. Dies gilt insbeson- 
dere für logistische und Aufklärungskapa- 
zitäten sowie die Bereitstellung polizeili- 
cher Sicherungskräfte zur Friedensüber- 
wachung. Am Ende dieser Entwicklung 
könnte durchaus Formen gemeinsamer eu- 
ropäischer Streit- und Sicherungskräfte 
stehen. 

.7" Auf der Grundlage existierender na- 
'onaler, bilateraler und multinationaler 
rrangements wie insbesondere des Euro- 

/•0rps und anderer der WEU zugewiese- 
er Verbände müssen die militärischen 

Die technologischen und industriellen 
Grundlagen militärischer Handlungsfähig- 
keit müssen gestärkt werden. Die Schaf- 
fung einer europäischen Rüstungsindustrie 
und Rüstungspolitik, insbesondere bei 
Standardisierung und Beschaffung ist ein 
entscheidender Faktor für die Wirksamkeit 
einer europäischen Sicherheits- und Ver- 
teidigungspolitik. Hier muss und kann die 
Kommission einen wesentlichen Beitrag 
leisten, etwa durch industriepolitische 
Maßnahmen im Vergabewesen, der Wett- 
bewerbspolitik, Forschung sowie der Ein- 
fuhr- und Ausfuhrkontrollen, für die ein 
Weißbuch der Europäischen Union ausge- 
arbeitet werden muss. Zur besseren Errei- 
chung dieser Ziele fordert die CDU die 
Einrichtung einer Europäischen Rüstungs- 
agentur. 

Parallel zum Ausbau der militärischen 
Handlungsfähigkeit muss die EU ihr 
nicht-militärisches Instrumentarium der 
Krisenprävention und des Krisenmanage- 
ments weiter ausbauen, verbessern und 
fortentwickeln sowie die Koordinierung 
mit dem nationalen Instrumentarium der 
einzelnen Mitgliedsstaaten intensivieren. 
Hier kommt wiederum der Kommission 
besondere Bedeutung und Verantwortung 
zu. Sie kann im Rahmen ihrer Zuständig- 
keiten insbesondere im Bereich der Aus- 
senwirtschaftsbeziehungen, der Entwick- 
lungspolitik, der technischen und finanzi- 
ellen Zusammenarbeit, der humanitären 
Unterstützung, der Minenräumung, der 
Migrationspolitik, der Wahrung und För- 
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derung der Menschenrechte und demokra- 
tischer Reformen einschließlich der Un- 
terstützung und Beobachtung von Wahlen 
einen entscheidenden Beitrag leisten. 

Entscheidungsfindung 
Die europäische Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik: muss im institutionellen 
Rahmen der GASP mit enger Beteiligung 
der Kommission und voller Information 
des Europäischen Parlaments entwickelt 
werden. Dabei müssen die Kapazitäten 
des Hohen Vertreters für die GASP und 
Generalsekretärs des Rates, und seiner 
Planungs- und Frühwarneinheit effizient 
und umfassend genutzt und in enger Ko- 
operation mit dem Kommissar für Aus- 
wärtige Beziehungen und seinen, insbe- 
sondere den mit Konfliktverhütung und 
Krisenmanagement befassten Stellen, vor- 
gegangen werden. Der Hohe Vertreter soll 
dabei alle Aufgaben, die nicht sinnvoll 
von rotierenden Präsidentschaften erledigt 
werden können, übernehmen und gegen- 
über diesen eine mitgestaltende Rolle 
wahrnehmen. 
Die neue Dynamik, die in der Erklärung 
des Europäischen Rates von Köln ihren 
Niederschlag gefunden und durch den 
Amtsantritt des Hohen Vertreters für die 
GASP im Oktober 1999, die Beschlüsse 
des Europäische Rates von Helsinki so- 
wie die Schaffung vorläufiger ESVP- 
Ratsgremien (Vorläufiger Politischer und 
Sicherheitsausschuss und vorläufiges mi- 
litärisches Gremium) im März 2000 zu- 
sätzliche Impulse erfahren hat, sollte es 
möglich machen, dass der Europäische 
Rat spätestens in Nizza im Dezember 
2000 förmliche Beschlüsse zur Verwirk- 
lichung der wesentlichen institutionellen 
Voraussetzungen einer militärischen Si- 
cherheitspolitik im EU-Rahmen treffen 
kann, nämlich 
• regelmäßige gemeinsame Sitzungen der 
Außen- und Verteidigungsminister als si- 
cherheitspolitischer Rat, 

• die Ablösung des Politischen Komitees 
durch einen ständigen sicherheitspoliti- 
schen Ausschuss, 

• dem neben den GASP-Beratern der 
Mitgliedstaaten künftig ein Militäraus- 
schuss zuarbeitet, 

• die Schaffung eines militärischen Sta- 
bes und eines mit der Kommission ge- 
meinsamen Lagezentrums, das eng mit der 
Planungs- und Frühwarneinheit des Hohen 
Vertreters zusammenarbeitet sowie 

• der Ausbau von Aufklärungs- und Ana- 
lysekapazitäten wie ein Satellitenzentrum 
und ein sicherheitspolitisches Institut. 

Die im Rahmen der Kölner Erklärung zur 
Europäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik eingesetzte Arbeitsgruppe 
muss dazu angehalten werden, die für die 
Übertragung der Aufgaben der WEU auf 
die EU erforderlichen Beschlüsse so vor- 
zubereiten, dass der Europäische Rat von 
Nizza im Dezember 2000 abschließend 
entscheiden kann. 

Der Hohe Vertreter für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik sollte in 
denjenigen Ratsgremien (z.B. dem Allge- 
meinen Rat der Außenminister, gemeinsa- 
mer Rat der Außen- und Verteidigungsmi- 
nister) den Vorsitz innehaben, die sich mit 
der außen- und sicherheitspolitischen 
Agenda Europas befassen. Der Hohe Ver- 
treter sollte ein Initiativrecht zur Befassung 
des Rates mit außen- und sicherheitspoli- 
tischen Themen erhalten. 

Insgesamt sollte die Kooperation zwi- 
schen EU und NATO verbessert werden- 
Dabei ist dafür Sorge zu tragen, dass die- 
jenigen europäischen NATO-Partner, 
die nicht Mitglied der EU sind, sowie ge- 
gebenenfalls auch andere europäische 
Staaten, die dies wünschen, sich an mili- 
tärischen Maßnahmen der EU beteiligen 
können, ohne dass die Entscheidungs- 
autonomie der Europäischen Union in 
Frage gestellt wird. 
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CDU fordert europäische Entwick- 
lungspolitik „aus einem Guss" 

"je europäische Entwicklungspolitik 
^»rd im Jahr 2000 ein Schwerpunkt der 
Entwicklungspolitik der CDU werden. 
Erstmals tagte ein Bundesfachausschuss 
j^cht in Bonn oder Berlin, sondern in 
Rüssel, und erstmals erörterte ein 
"Undesfachausschuss die Positionen der 
*~OU mit einem Kommissar der Euro- 
päischen Union, Poul Nielson, Kommis- 
^r für Entwicklung und humanitäre 
j*'lfe. Dazu erklärte der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses Entwicklungs- 
Politik, Armin Laschet MdEP: 
Ule europäische Entwicklungszusammen- 
arbeit gewinnt an Bedeutung. In dem so- 
eben abgeschlossenen neuen AKP-Ab- 
^ornrnen finden wichtige Forderungen der 
jT^U nach good governance, Rechtsstaat- 
lchkeit und der Achtung der Menschen- 

rechte ihren Niederschlag. Die CDU be- 
wußt das Suva-Abkommen, mahnt aber 
. lne effiziente Umsetzung an. Dies gilt 
^besondere für die zu ergreifenden Sank- 
tionen, für den Fall, dass ein AKP-Staat 
en Anforderungen an good governance 
'cht gerecht wird. Hier müssen die Vor- 

au$setzungen für eine schnelle Reaktion 
^schaffen werden. Die CDU fordert die 
I Uropäische Kommission auf, sich mit al- 
er Konsequenz für die Einhaltung der 

fe°od governance - Kriterien einzusetzen. 

On besonderer Bedeutung ist hierbei der 
^gang mit den für das Suva-Abkommen 

ur Verfügung stehenden Geldern des Eu- 
j°Päischen Entwicklungsfonds (EEF). 

lslang unterliegen diese Mittel in Milli- 
roenhöhe - die zudem oftmals seit Jahren 
•cht oder nur unvollständig abgerufen 
erden - weder dem Budgetrecht noch 

per Haushaltskontrolle des Europäischen 
ai"lamentes. Das Parlament hat somit 

kaum Einfluss auf die Verwendung dieser 
Mittel. Die CDU fordert die unverzügliche 
Einstellung des Europäischen Entwick- 
lungsfonds in den Haushalt der Europäi- 
schen Union. Nur so können Transparenz, 
Haushaltsklarheit und effiziente Kontrolle 
gewährleistet werden. Rot-Grün hat 
dies vor der Wahl versprochen. Das Zö- 
gern der Bundesregierung verhindert ei- 
nen sorgsamen Umgang mit dem Geld 
der Steuerzahler. 

Die CDU erkennt die Anstrengungen der 
Europäischen Kommission zu Neustruktu- 
rierung und Transparenz in der europäi- 
schen Entwicklungspolitik an. Auf diesem 
Weg ist aber noch Einiges zu tun. Zur 
Kohärenz in der europäischen Entwick- 
lungspolitik gehört, dass es endlich zu ei- 
ner sinnvollen Aufgaben- und Arbeitstei- 
lung zwischen dem Kommissar für Ent- 

Wir wollen Transparenz, 
Haushaltsklarheit und 

effiziente Kontrolle. 

wicklung und humanitäre Hilfe, Poul Ni- 
elson, und seinem für Auswärtiges zustän- 
digen Kollegen, Chris Patten, kommt. Re- 
gionale Zuständigkeiten in der Entwick- 
lungszusammenarbeit dürfen nicht länger 
auf zwei Kommissare, sektorale Zustän- 
digkeiten nicht länger auf mehrere Gene- 
raldirektionen verteilt werden. 

Die Europäische Kommission muss in 
weitaus stärkerem Maße als bisher mit 
Nichtregierungsorganisationen zusammen- 
arbeiten. Diese leisten eine hervorragende 
Arbeit in vielen Entwicklungsländern. Die 
EU vergibt sich eine große Chance, wenn 
es hier nicht zu einer engeren Abstimmung 
kommt. • 
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Dieses Land braucht 
eine starke CDU 

Mit herzlichem Applaus begrüßten die 
etwa 400 Delegierten und Gäste des 9. 
Landesparteitages der CDU Sachsen- 
Anhalt Generalsekretärin Angela Mer- 
kel in Förderstedt. 

Die Vorgänge der letzten Zeit hätten zu ei- 
ner schweren Krise in der Union geführt, 
die jedoch auch eine Chance beinhalte, so 
der Landesvorsitzende Wolfgang Böhmer 
einleitend. Nun gelte es, die CDU zu er- 
halten, zu bewahren und wieder stark zu 
machen. Er sei, so Böhmer, stolz darauf, 
wie in dieser ganz schwierigen Zeit die 
Generalsekretärin mit Aufrichtigkeit ein 
Grundvertrauen in die CDU erhalten habe. 
Dies habe zu einer Entwicklung geführt, 
die ihren guten Abschluss auf dem Esse- 
ner Bundesparteitag finden werde. Böh- 
mer sagte, die Union müsse wieder lernen, 
eine Meinungsbildung von unten nach 
oben zu formulieren. Eine solche Ent- 
wicklung verlange Menschen mit einem 
demokratischen Grundkonsens. Auch in 
der Union gebe es Positionen, zu denen 
Uneinigkeit herrsche. Man müsse aber 
auch wieder zusammenfinden. Die Union 
gehöre zusammen, weil sie gemeinsame 
Grundüberzeugungen vertrete. Nur dann 
könne sie stark sein. 

Vieles sei die SPD unter dem Magdebur- 
ger Tolerierungsmodell dem Lande schul- 
dig geblieben. Wenn die Union in Sach- 
sen-Anhalt wieder in Wahlen eintrete, 
konkurriere sie mit einer vorbereiteten 
Koalition. Die CDU sei die einzige politi- 
sche Alternative gegen diesen Linksblock. 
Die Union wolle in Sachsen-Anhalt eine 
Entwicklung einleiten, die den Menschen 
wieder Mut mache, eine Arbeitsstelle zu 

finden und hier zu leben. Die CDU werde 
sich nicht auf die Kritik an der Regierung 
beschränken, sondern Lösungsvorschläge 
für die Probleme der Bürger des Landes 
erarbeiten, so der Landesvorsitzende. Ei- 
ner der Schwerpunkte sei dabei, die Än- 
derung der Umverteilungspolitik in eine 
konsequente Investitionspolitik. 

Im Herbst des Jahres werde im Rahmen 
eines Landesparteitages der neue Landes- 
vorstand gewählt. Bis dahin werde die 
Landespartei programmatische und struk- 
turelle Grundsatzentscheidungen getroffen 
haben. Die Bürgermeister- und Landrats- 

9. Landesparteitag der CDU 
Sachsen-Anhalt am Samstag, 

1. April in Förderstedt 

wählen im kommenden Jahr müssten orgä' 
nisiert werden. Die Vorbereitungen dazu 
müssten in erster Linie in den Kreisen 
geleistet werden. Auch sei vorhersehbar, 
dass in den kommenden Wahlkämpfen 
fehlende Finanzmittel durch tatkräftiges 
Engagement der Mitglieder ausgeglichen 
werden müssten. Nur in einem politischer1 

Klima, in dem man durch Leistung etwas 
erreichen könne, werde investiert, so Böh- 
mer. „Die Union muss glaubwürdig jene 
Themen vermitteln, die für unser Land so 
wichtig sind. Damit nehmen wir uns in diß 

Pflicht, denn Sachsen-Anhalt braucht eine 
starke CDU." 

Die CDU komme aus der Talsohle, in die 
sie hineingeraten sei, auch wieder heraus, 
erklärte Generalsekretärin Angela Merkel- 
Bei allen historischen Leistungen, seien 
auch gravierende Fehler gemacht worden- 
Natürlich werde die Bundespartei Helmnt 
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Kohl zu seinem 70. Geburtstag gratulie- 
ren. Seine historischen Leistungen müs- 
sen und dürften nicht vergessen werden. 

Nach den verlorenen Bundestagswahlen in 
'998 habe die CDU auf ein sehr erfolgrei- 
ches Wahljahr 1999 zurückblicken kön- 
nen, in dem sie - von Hessen angefangen - 
äjle Landtagswahlen gewonnen habe, zum 
Teil mit absoluter Mehrheit. Für diese Lei- 
tungen sei Wolfgang Schäuble zu danken. 
1° einer Mediengesellschaft sei es wichtig, 
•kss die CDU mit gleichen Wettbewerbs- 
chancen wie die SPD in Auseinanderset- 
zungen gehen könne. Die CDU müsse da- 
^er nicht nur mit guten Worten, sondern 
^Uch finanziell unterstützt werden. Das 
^D-PDS-Tolerierungsmodell in Sachsen- 
Inhalt sei mit Sicherheit nichts, was als 
peformmodell in die Geschichte Deutsch- 
es eingehe. Kanzler Schröder, der den 
^ufbau Ost zur Chefsache habe machen 
Rollen, habe ihn ziemlich schnell links 
llegen gelassen. 

J^n erster Schritt: 
*^s Steuersystem reformieren 

^le CDU sei immer die Partei der sozialen 
Marktwirtschaft gewesen, diese Kompe- 
er>z sei ihr jedoch etwas verloren gegan- 

gen. Der Staat müsse wieder die Balance 
fischen Einnahmen und Ausgaben fin- 
deri. Die hohe Arbeitslosigkeit könne nicht 
j^tt dem öffentlichen Beschäftigungssek- 
0r geregelt werden, auch nicht mit Maß- 
nahinen der Bundesanstalt für Arbeit. Ein 
rster Schritt müsse sein, das Steuersy- 
tem zu reformieren. In einer global agie- 

J^iden Welt könnten nicht die deutschen 
etriebe, die in diesem internationalen 
ettbewerb stünden, mit schlechteren 

neuerlichen Bedingungen arbeiten. Politik 
Usse regelnd eingreifen. 
enn der Herr Bundeskanzler sage, jetzt 
ussten rasch Inder ins Land geholt wer- 

den weil hier Spezialisten in der Infor- 

mationstechnologie fehlten, dann zeuge 
das von einer großen Hilflosigkeit. Sie 
würde auch nicht sagen, so Frau Merkel, 
jetzt dürfe keiner mehr aus Indien oder 
sonstwoher als Spezialist bei uns arbeiten. 
Dass dies aber ein Bundeskanzler sage, 
der noch 1996 Studiengänge zur Informa- 
tionstechnologie an seinen eigenen Fach- 
hochschulen gegen deren Wunsch ge- 
schlossen habe, das werfe die CDU ihm 
vor. Rot-Grün habe wirklich alles getan, 
um in vielen Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland ein technologiefeindliches 
Klima zu erzeugen. 

Unser Menschenbild setzt 
wichtige Maßstäbe 

Mit dem christlichen Menschenbild habe 
man auch in einer Welt, in der immer we- 
niger Menschen Christen seien, eine gute 
Grundlage, wichtige Maßstäbe zu setzen. 
Dabei sollte die CDU an der Spitze stehen 
und als Motor einer gesamtgesellschaftli- 
chen Diskussion auftreten. Abschließend 
erklärte Angela Merkel, die CDU müsse 
es schaffen, dass die Menschen wieder 
sagten, bei der CDU lohnt es sich, seine 
eigenen Gedanken einzubringen, da wer- 
den wir ernst genommen, da haben wir 
eine Chance. 
In einer regen Diskussion wandten sich 
viele Teilnehmer des Landesparteitages 
mit ihren Fragen und Anregungen an die 
General sekretäri n. 
Die 237 Delegierten des 9. Landesparteita- 
ges statteten per Wahl die 20 Delegierten 
der CDU Sachsen-Anhalt für den Bundes- 
parteitag und die 2 für den Bundesaus- 
schuss mit diesem wichtigen Mandat aus. 
Der von einer Gruppe von Delegierten 
eingebrachte Antrag zur Bestimmung des 
Spitzenkandidaten für die Landtagswahl 
2002 wurde mit Mehrheit zur weiteren 
Befassung an den Landesvorstand ver- 
wiesen. • 
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Hearings zum Thema 
Zukunft der Parteien 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat zu 
den Folgen der aktuellen Parteispen- 

dendebatte und zur Zukunft der Parteien 
in Deutschland eine Veranstaltungsreihe 
in Berlin gestartet. 
Dies vor dem Hintergrund, dass gerade 
in einer Zeit grosser Umbrüche und 
fortschreitender Globalisierung bei den 
Menschen der Wunsch nach Orientierung 
wächst. Neue Bedürfnisse entstehen, 
die Bürger fordern mehr Mitsprache. 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung bietet 
deshalb ein Forum für eine offene Re- 
formdebatte. 
„Mit dieser Initiative setzt sich die Stif- 
tung", so KAS-Generalsekretär Wil- 
helm Staudacher, „an die Spitze einer 
Debatte über Reformen, die in unserer 
demokratischen Ordnung und bei den 
Parteien notwendig ist." 
Vier dieser Hearings haben bereits statt- 
gefunden, zuletzt am 4. April. Drei Dis- 
kussionen sind bereits dokumentiert. Al- 
le Teilnehmer des Essener Parteitags - 
ob Delegierte, Gäste oder Journalisten - 
finden diese Dokumentationen in ihren 
Parteitagsunterlagen. 

enouoi 

Selbstverständlich sind sie auch am 
Stand der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
der Ausstellungshalle erhältlich. Oder 
Sie schauen einfach ins Internetangebot 
der Konrad-Adenauer-Stiftung unter 

www.kas.de, 
wo Sie außerdem über alle bundes- und 
weltweiten Veranstaltungen der Stiftung 
informiert werden. 

Sie möchten die Broschüren 
direkt bestellen? Kein Problem: 
Konrad-Adenauer-Stiftung, 
z.H. Frau Barbara Kretschmer. 
Rathausallee 12, 
53757 Sankt Augustin 
Tel.: 02241/246-475, 
Fax: 02241/246-694. 

Hinweis: 

Das nächste Hearing zum Thema „Wel- 
ches Ethos in der Politik?" findet am 
Donnerstag, 27. April, 18.30 Uhr in der 
Konrad-Adenauer-Stiftung Berlin, Tier- 
gartenstr. 35,10785 Berlin statt. Sie 
sind herzlich eingeladen! 

[~2n 
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